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Hartz IV in Stadt und Bund
Statistik- Lücken und Abzocke

RAINER KEIL

Drei Millionen Menschen aus ganz
Europa schleuste die Deutsche
Reichsbahn über ihr Schienennetz in
die Vernichtungslager des NS-Regi-
mes. Unter ihnen auch 11.000 Kin-
der jüdischer Eltern aus Frankreich.
Sie wurden in Güterwaggons verla-
den und nach Fahrplänen der Deut-
schen Reichsbahn auf ihre letzte Rei-
se geschickt.

Manchmal für Minuten, manchmal für
Stunden hielten diese Züge auf Bahnh-
öfen, auch bei uns in Darmstadt. Auf
den Abstellgleisen hofften die Kinder
auf Hilfe. Aber niemand befreite sie.
Die Züge fuhren weiter: nach Au-
schwitz, Treblinka, Maidanek. Nur we-
nige kehrten zurück.
Eine Ausstellung will erinnern, Namen
und Gesichter ins Gedächtnis rufen.

Dort wo sie ihren letzten Weg antreten
mussten - auf deutschen Bahnhöfen.
Das Schicksal dieser Kinder hat die
Opferorganisation " File et Filles des
Déportés Juifs de France" (Paris) in
langjähriger Arbeit rekonstruiert und in
einer Ausstellung aufbereitet.
Aber seit zwei Jahren wird diese Erin-
nerung verweigert. Die Bahnhöfe wur-
den vom Vorstand der DB AG für eine
freie und unbehinderte Ausstellung
über die deportierten Kinder und ihre 3
Millionen Leidensgefährten gesperrt:
Dafür sei kein Geld da, behauptete der
Vorstandsvorsitzende Mehdorn. Erst
unter dem Druck wachsender Proteste
aus dem In- und Ausland wich Meh-
dorn zurück. Doch statt über die jüdi-
schen Kinder und ihre 3 Millionen
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Durch die Neuregelungen bei
Hartz IV im Herbst des ver-
gangenen Jahres (Optimie-
rungsgesetz zum SGB II),
wurden laut Schätzungen von
Erwerbsloseninitiativen bun-
desweit circa 1,8 Millionen
betroffene Menschen aus dem
"Leistungsbezug" undmit hin
aus der Arbeitslosenstatistik
gekippt.
Die geänderten Richtlinien bei
der Anrechnung von Vermö-�
genswerten und Partnereinkünf-
ten, die Änderungen bei unter
25 Jährigen: All dies ist mitver-
antwortlich für den vielbe-
schworenen Rückgang der offi-
ziellen Arbeitslosenzahlen.
Diese Tatsache veranlasste un-
sere Fraktion Anfang Dezember
letzten Jahres eine Kleine An-
frage an den Magistrat zu rich-
ten. Der zuständige Sozialde-
zernent Jochen Partsch (Grüne)
bat in seiner Antwort, Ende Ja-
nuar diesen Jahres, "um Ver-
ständnis, dass eine qualifizierte
Schätzung ohne jegliches Zah-
lenmaterial nicht vorgenommen
werden kann." Man wisse zwar,
"dass betroffene einzelne Lang-

zeitarbeitslose in keiner Stati-
stik erscheinen" und "gleiches
gilt für... unter 25-Jährige", aber
man wolle sich zukünftig um
statistische Grundlagen
"bemühen".
Dies ist also ein Teil der offi-
ziellen Hartz-IV-Gerechtigkeit:
Erst die Menschen aus dem Lei-
stungsbezug drängen, dann die
Statistik "bereinigen" und sie
damit in den Niedriglohnsektor
treiben.
Da lassen sich, wie geschehen,
leicht Krokodilstränen über die
Sittenwidrigkeit vonHungerlöh-
nen vergießen. Aber nur ein ge-
setzlicher Mindestlohn, der die-
sen Namen verdiente, würde
prekäre Beschäftigungsverhält-
nisse zwar nicht abschaffen aber
wenigstens minimieren. Aber
das bleibt Zukunftsmusik, so-
lange wir den Herrschenden
nicht ordentlich Zunder geben.

Ähnlich skrupellos wie die herr-
schenden Sozialpolitiker geht
auch die Gebühreneinzugszen-
trale (GEZ) mit Langzeitarbeits-
losen um. Die GEZ kassiert die
Rundfunk- und Fernsehgebüh-

ren im Auftrag der öffentlich-
rechtlichen Radio- und Fernseh-
anstalten. Seit April 2005
müssen Bezieher von Hartz IV
die Befreiung von der Ge-
bührenzahlung bei der GEZ be-
antragen. Zuvor erhielten die
Empfänger von Sozialhilfe au-
tomatisch den Gebührenbefrei-
ungsantrag von ihrer zuständi-
gen Sozialbehörde.
Den Hartz-IV-Bescheid erhalten
Arbeitslose in der Regel erst in
dem Monat, in dem die Zahlung
beginnt. Von den Rundfunk-
gebühren können sie sich erst
zum Folgemonat befreien las-
sen. Da Hartz IV meistens nur
für sechs Monate bewilligt
wird, müssen sich Hartz-IV-
Empfänger also mehrfach im
Jahr um eine Befreiung bemü-
hen. Für die Befreiung ist näm-
lich der Zeitpunkt maßgebend,
an dem der Antrag bei der GEZ
eintrifft. Das hat zur Folge, dass
die Betroffenen erst so spät ihren
Antrag stellen können, dass sie
praktisch für einen Monat ge-
bührenpflichtig sind.
Dank dieser Regelung kassiert die
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Anfang März erhielt unsere
Stadtverordnetenfraktion
Post von der Firma HELIOS
Klinken GmbH. In dem
Schreiben heißt es: "... der
Lokalpresse ist zu entnehmen,
dass das Klinikum Darm-
stadt für die kommenden Ge-
schäftsjahre deutlich negative
Ergebnisse erwartet, die die
Stadt als Gesellschafter zu
tragen hat. Hiermit möchten
wir unser Interesse am Er-
werb des Klinikums Darm-
stadt oder von Geschäftsan-
teilen bekunden..."

Die HELIOS Kliniken GmbH
mit Sitz in Berlin ist eines der
größten Klinikunternehmen in
Deutschland. Zur HELIOS
Kliniken Gruppe gehören 55
eigene Kliniken, darunter vier
Krankenhäuser der Maximal-
versorgung in Erfurt, Berlin-
Buch, Wuppertal und Schwer-
in. HELIOS ist damit europa-
weit einer der größten Anbie-
ter von stationärer und
ambulanter Patientenversor-
gung.
Das Klinikum in Darmstadt
rechnet in diesem Jahr mit ei-
nem Fehlbetrag von 7,9 Mil-
lionen Euro. Gründe für diesen
Fehlbetrag gibt es eine ganze
Reihe: die Mehrwertsteuerer�
höhung, der Beschluss der
Bundesregierung die Vergütun-
gen für die Krankenhäuser zu

kürzen oder die Kürzung der
krankenhausspezifischen Fall-
pauschalen. Die Gesundheits-
reform lässt grüßen! Der zu-
ständige Dezernent Dierk
Molter (FDP) will eine
"strategische Neuausrichtung
des Klinikums einleiten". Nach
dem Schreiben der Firma HE-
LIOS Kliniken GmbH, das si-
cherlich alle Fraktionen in der
Darmstädter Stadtverordneten-
versammlung, den Magistrat
und den zuständigen Dezernen-
ten erreicht hat, muss befürch-
tet werden, das eine Option der
"strategischen Neuausrichtung"
auch der komplette Verkauf sein
könnte.

Ob und wie weit die"Geheim-�
diplomatie" des privaten Anbie-
ters aus Berlin schon fortge-
schritten ist bleibt der Spekula-
tion überlassen. Auf Nachfrage
war beim zuständigen Perso-
nalrat nichts vom Kaufangebot
bekannt. Aber dies liegt ganz auf
der Linie der Informationspolitik
des Magistrates, der auch in
Vergangenheit wenig Interesse
an Offenheit und Transparenz
hatte.
Wir befürchten bei einem Ver-
kauf und einer Privatisierung
erhebliche Nacheile für Be-
schäftigte und Patienten. Ko-
stendruck allerorten ver-
schlechtert häufig erst die

Arbeitsbedingungen, Ausglie-
derungen von Betriebsteilen
folgen. Wenn auch dies nicht
reicht, steht die Privatisierung
des ganzen Unternehmens an.
Mittlerweile scheut sich die Po-
litik auch nicht mehr, große
Krankenhäuser zu verkaufen.
Spätestens dann ist es auch mit
der viel gerühmten Arbeits-
platzsicherheit des öffentlichen
Dienstes vorbei: betriebsbe-
dingte Kündigungen sind die
Folge.

Wir erwarten .............
vom Magistrat und dem zustän-
digenDezernenteneindeutigeund
klare Informationen über even-
tuelle Gespräche mit privaten
Krankenhausbetreibern und ein
klares Bekenntnis zumErhalt des
Darmstädter Klinikums als
kommunales Krankenhaus.
Nachdem durch eine Pressemit-
teilung unserer Fraktion das In-
teresse der Helios-Kliniken öf-
fentlich gemacht wurde stellte
sich heraus, das noch zwei wei-
tere potentielle Käufer vorhan-
den sind. Die Oberprivatisierer
der FDP ließen verlauten sie
seien gegen "Denkverbote",
SPD und Grüne bezogen zu-
mindestens verbal gegen eine
Privatisierung der städtischen
Kliniken Stellung. Auf künftige
Koalitionsrunden darf man also
gespannt sein.

Bei den Planungen um das ehemali-
ge Eisenbahnausbesserungswerk,
dem Knell-Gelände, wurden vom
ehemaligen Oberbürgermeister Pe-
ter Benz und dem damaligen Stadt-
baurat Jürgen Braun zwei Begriffe
geprägt. Zum einen der Begriff der
"Rochade", zum anderen eine so-
enannte "Win-Win-Situation".
"Rochade" beschrieb die damalige
Planung des Kaufs des ehemaligen
Bahngeländes, der Verlegung des
Messplatzes auf die Knell und der
Bebauung des alten Messplatzgelän-
des. "Win-Win", weil sich alle Betei-
ligten zu den Gewinnern zählen
durften.

Das Ganze hat zwar damals schon
nicht gestimmt (allein die Kosten die
Dekontaminierung des Bodens blieb
allein bei der Stadt), die Seveso-II-
Richtlinie ließ die vorgebliche "Win-
Win-Situation" aber platzen wie eine
Seifenblase.

EAD auf die Knell
Unsere Fraktion hat schon sehr
frühzeitig über Alternativen für das
Knell-Gelände nachgedacht. Ergebnis
dieser Diskussion war folgender An-
trag, der im November 2006 von uns in
den Ausschuss für Umweltschutz, öf-
fentliche Einrichtungen und Betriebe
Planungs-, Bau- und Verkehrsaus-
schuss eingebracht wurde:
"Der Magistrat wird beauftragt, die
Verlegung des Eigenbetriebs Abfall-
wirtschaft Darmstadt (EAD) von sei-
nem bisherigen Standort an der Nier-

ehemaligen Wagenausbesserungswer-
kes der Deutschen Bahn ("Knell") zu
planen.
Hierzu sollen auch ein Termin- und Fi-
nanzierungsplan erstellt werden. Dieser
Plan soll auch eventuelle Auswirkun-
gen auf die Abfallgebühren beinhalten
sowie Aussagen über mögliche Weiter-
nutzung insbesondere des bisherigen
Verwaltungsgebäudes treffen."
Der bisherige Standort ist für die EAD
nicht erweiterungsfähig. Der Betrieb
wirkt sich störend auf die Nachbar-
schaft aus. Eine Bürgerinitiative,
hauptsächlich aus Bewohnerinnen und
Bewohnern der Niersteiner Straße,
sammelte Unterschriften für die Verle-
gung des EAD und suchte den Kontakt
zu den in der Stadtverordnetenver-
sammlung vertretenen Fraktionen. Ein
Ergebnis unseres Kontaktes zur Bürge-
rinitiative ist der oben zitierte Antrag.
Es gibt unserer Meinung nach viele gu-
te Gründe für die Verlegung des EAD
auf die Knell.

Zwar ist der Verwaltungsbau in der
Niersteiner Straße erst 25 Jahre alt,
aber die Gebäude für Fuhrpark und In-
standhaltung sind gänzlich veraltetet
und unzweckmäßig. Durch die Verle-
gung würde Platz frei für den Bau von
Wohnungen - eine "kleine Rochade"
die Sinn macht.
Das Knell-Gelände ist als Standort für
den EAD ideal. Es bietet eine sehr gute
Anbindung an das Straßennetz, ferner
eine Minimierung der Leerfahrten der
Müllfahrzeuge wegen der unmittelba-
ren Nähe des Müllheizkraftwerkes, das
fast gänzliche Fehlen von Wohnbebau-
ung in der Nachbarschaft und
schließlich mögliche Synergien durch
benachbarte Betriebe des Stadtkon-
zerns.
Unser Antrag ............
wurde leicht verändert in geschäfts-
ordnungsgemässe Behandlung ver-
wiesen. Obwohl alle Fraktionen Zu-
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Privatisierung droht
Helios Kliniken wollen Klinikum Darmstadt kaufen
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Knell-Gelände
Kleine Rochade

Ausstellung und Gedenkfeier �
"Elftausend Kinder"
Stadt muss jetzt handeln
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Auf der Stadtverordnetenversamm-
lung am 22. Februar 2007 wurde mit
alljährlich wiederkehrenden Ritua-
len der Haushalt der Stadt Darm-
stadt beschlossen.
Im Vorfeld dieser Versammlung stellte
unsere Fraktion fest, dass es nur wenig
Sinn macht diesen Haushalt kosmetisch
zu verändern. Stattdessen brachten wir
einen Resolutionsantrag in die Ver-
sammlung ein. Die Stadtverordneten-
versammlung der Wissenschaftsstadt
Darmstadt sollte Bundesregierung und
Bundestag, sowie Landesregierung und
Landtag auffordern, Maßnahmen zu
ergreifen, um die finanziellen Rah-
menbedingungen der Städte und Ge-
meinden nachhaltig zu verbessern.
Wir stellten in dieser Resolution wei-
terhin fest, dass eine Gemeindefinanz-
reform dringend von Nöten sei, um die
Schieflage der kommunalen Finanz-
ausstattung dauerhaft zu überwinden.
Dabei ging es uns primär um mehr
Stabilität und Planungssicherheit und
nur sekundär um höhere Einnahmen.
Daß dieser Antrag angenommen würde

war unter der Berücksichtigung der
politischen Verhältnisse nicht zu er-
warten. Dass aber der Fraktionsvor-
sitzende der SPD, Hanno Benz, den
Antrag auf Nichtbehandlung wegen
"Nichtzuständigkeit" der Stadtver-
ordnetenversammlung stellte, da hier
Bund und Land in der Zuständigkeit
seien, war so nicht zu erwarten. Dem
Antrag auf Nichtbehandlung unserer
Haushaltsresolution wurde gegen die
Stimmen von UFFBASSE, UWIGA,
DIE FRAUEN und Die Linke zuge-
stimmt.Auch unsere Anträge zur
Abplanung zur Aufwendung aus be-
sonderen Anlässen (-100.000 EU),
Videoüberwachung (-39.000 EU)
und Kosten zur Abschiebung von
Migranten(-65.000EU) fielen der
"Ampelkoaltion" zum Opfer. Nicht
anders verhielt es sich mit der Anhe-
bung des Gewerbesteuer-Hebesatzes,
der einer der niedrigsten im ganzen
Rhein-Main-Gebiet ist.

Mehr Geld, das wir aus den vorher ge-
nannten Abplanungen gegenfinanzie-

ren wollten, war von uns für den
sozialen Bereich vorgesehen.
Hier zum Beispiel für die
Schuldnerberatung/Insolvenz-
stelle (+60.000 EU) oder für die
Schulsozialarbeit (+60.000 EU).
Aber Auch hier war die
"Ampelkoaltion" nicht zu einer
Zustimmung zu bewegen.
Gerade in den sozialen Berei-
chen wird es in der Zukunft zu
immer höheren Ausgaben kom-
men. Dies ist aber kein Trend
den man nur auf Darmstadt be-

ziehen kann, sondern auf alle
Kommunen im Lande. Gründe
dafür liegen klar auf der Hand.
Durch die Hartz-Gesetze und die
immer weiter ausufernde Steu-
ergeschenke an die Unterneh-
men, kommen die Kommunen
immer weiter unter einen finan-
ziellen Druck und können so-
mit ihren sozialen Verpflichtun-
gen nicht mehr oder nur
erschwert nach kommen.
Durch Protz und Prunkbauten,
wie in Darmstadt das Wissen-

schafts- und Kongresscentrum,
erschwert man sich aber auch
oft selbst das Leben und steht
häufig mit in der Verantwortung
für das finanzielle Desaster.

Ohne eine grundlegende Ge-
meindefinanzreform und eine
bessere finanzielle Austattung
durch Bund und Land, wie in
unserer Resolution gefordert,
werden viele Städte und Land-
kreise in Kürze nicht mehr
handlungsfähig sein.

Alle Jahre wieder spukt der
Zeitgeist: Diesmal widmet er
sich mal wieder der Straßen-
beleuchtung ums Schloss. Wer
einige Jahre schon in Darm-
stadts Mauern weilt, kennt
noch die Schaukästen auf den
Straßen der Innenstadt und
die Kugelleuchten darüber.
Was war das mal modern. Nun
sind leuchtende Bleistifte mo-
dern. Aus Plätzen sollen Ste-
len-Felder werden. Der Bau-
ausschuss ist mehrheitlich
dafür, über hundert Leuchten
anzuschaffen. Sie leuchten
wohl vor allem nach oben,
Ruhm und Prestige dem Wel-
traum und den Vögeln
kündend.

NEUE HALTESTELLEN

Umstritten:
Hauptbahnhof und Schloss

Gut gemeint, und manches ist
tatsächlich besser, trotzdem sind
die neuen Haltestellen an
Hauptbahnhof und Schloss um-
stritten. Die "Playmobil"-Station
am Hauptbahnhof wird so ge-
nannt wegen der kindlichen
Symbole für Bus und
"Lektrisch". Die HEAG mobilo
betreibt nur. Geplant hat die
Stadt. Für die war ein Architek-
turbüro tätig. Vielleicht heben
die modernen Glasklötze das
Prestige der Stadt. Besonders
praktisch sind sie nicht. Der
Fahrgastbeirat wurde nicht ge-
fragt, sorgte aber nachträglich

für Glasscheiben als Wind-
schutz. Blinde und Sehbehin-
derte sollten Leitstreifen vom
Querbahnsteig bis zu den Hal-
testellen erhalten. Das ist im
Gebäude Sache der Bahn, da-
vor ist die Stadt zuständig. Ein
Jahr nach Fertigstellung hakt die
beschlossene Nachbesserung
immer noch.

Vor dem Empfangsgebäude ist
das überall eingesetzte, der
Kinderarbeit verdächtigte indi-
sche Granitpflaster verlegt. Für
Rollstuhl und Taststock ist das
ein Graus. Deren Benutzer hät-
ten gern glattere Betonsteingas-
sen in den Pflasterflächen.
Vor dem Schloss fehlte der Platz
für die bisherigen runden Glas-
Iglus der alten Haltestelle. Nun
sind nur noch viel zu wenige
Sitze vorhanden.

Es sollte möglich sein, auch
scheinbare Nebensächlichkeiten
bürgernäher zu planen.

JOBTICKET
Alternative zum Straßenbau

Immer noch meinen viele
Darmstädter, mit der Nordost-
"Umgehung" ließe sich Verkehr
aus der Stadt heraushalten.
Schon die Zahlen der Stadt
sprechen dagegen. Lediglich der
Rhönring soll Entlastung erfah-
ren. Dies vor allem, weil die
Merckianer dann den Tunnel
annehmen könnten. Doch aus-
gerechnet Merck hat ein gutes
Beispiel gegeben: Die Pendler

halten einen Teil der Fahrtko-
sten von ihrer Firma
"geschenkt", wenn sie ein Job-
ticket nehmen. Waren es beim
Start vor drei Jahren noch 2300
Beschäftigte, so sind es trotz der
"Sardino"-Enge*) der neuen
Odenwaldbahn nun schon über
2700 Merckianer, die Bus und
Bahn wählen. Dafür braucht
Merck weniger Parkplätze.Auch
einige Telekom-Betriebe, die
Wella und der Landkreis haben
mit dem Rhein-Main-Verkehrs-
verbund (RMV) Jobtickets aus-
gehandelt.

Unserer Meinung..........

nach sollte die Stadt das auch
für ihre Beschäftigten und die
ihrer Tochterbetriebe tun. Der
auf die Stadt entfallende Ko-
stenanteil für die Begleit-
maßnahmen zur Nordost-
"Umgehung" wird bereits jetzt
auf 36 Millionen EU geschätzt.
Mit 4,5% verzinst, ergibt das
über 1,6 Millionen EU im Jahr.
Dies ist genug, die Jobtickets
dauerhaft zu finanzieren ! Ein
Angebot des RMV aus dem
Jahr 1999 für die 5400 Mitar-
beiter der Stadt belief sich auf
960000 EU
Tatsächlich ist der Vorteil noch
größer: Jedes Jahr kämen auf die
Stadt für zusätzliche Straßen und
Brückenbauwerke Erhaltungs-
kosten zu. Geschätzt auf 3% der
Bausumme wären das Jahr für
Jahr weitere 1 Millionen EU .

Wer Richtung Gehaborner Hof ra-
delt, erschrickt: kahle Kronen,
Baumskelette. Auch nachdemMerck
in den neunziger Jahren seine ge-
waltigen Grundwasserentnahme er-
heblich drosseln musste, ist Grund-
wasser im Westen der Stadt und im
Westwald erst bei 15 - 30 m Tiefe
anzutreffen. Grund ist die Abschat-
tung des Grundwassers durch die
Stadt, die Versiegelung durch Dächer
und Verkehrsflächen. Daher sind die
Bäume auf den jeweils zuletzt gefal-
lenen Regen angewiesen. Das funk-
tioniert schon jetzt nicht zuverläs-
sig. So werden zumindest die
Jungbäume in der Stadt im Sommer
bewässert.

Dabei ist zu erwarten, dass die Troc-
kenperioden in Zukunft länger werden.
Sind erst die Gletscher der Alpen ge-
schmolzen, so wird auch der Rhein im
Sommer nur noch wenigWasser führen.
Die schon seit Jahren ausgeführte auf-

wendige Versickerung von Rheinwas-
ser im Ried ist daher keine langfristige
Lösung. Besser wäre es, eine beständi-
ge Quelle für den Westwald zu nutzen:
uns selbst. Unsere Abwässer, in der
Kläranlage behandelt, können den
Westwald bewässern. Bei näherer Be-
trachtung zeigen sich jedoch Proble-
me. Die städtische Zentralkläranlage
filtert vor allem Arzneimittel noch un-
genügend. Auch die ebenfalls in den
Darmbach entwässernde Kläranlage
von Merck arbeitet noch nicht gut ge-
nug.

Wir haben........ �

entsprechende Anfragen gestellt. Eine
erste Antwort ließ jedoch Unwissen-
heit erkennen: Eswurde unterstellt, dass
der Darmbach westlich der Stadt zu
wenig Wasser führe. Dabei weist er ei-
ne mindestens 15 fache Wassermenge
auf wie der Darmbach oberhalb des
Woog. Wir bleiben an diesem Problem
dran.
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Rettet den Westwald!
Wir alle sind die beständigste Quelle zur Rettung
von NORBERT SCHNEIDER

Spuk ums Schloss
Mitten in Darmstadt: Wunderbare Erleuchtung
von WERNER KRONE

Haushalt
Wiederkehrende Rituale
von KARLHEINZ BÖCK
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Die Bewohner und ansässigen
Unternehmen der Hindenburg-
strasse haben der Umbenen-
nung ihrer Strasse in Marion-
von-Dönhoff-Strasse mehrheit-
lich nicht zugestimmt. Dieses
Ergebnis war nach der beschä-
menden Vorstellung des zustän-
digen Dezernenten Klaus Feuch-
tinger und der von Stadtarchivar
Dr. Peter Engels verfassten
"Bürgerinformation"-Broschüre
nicht anders zu erwarten.

Diese Broschüre ist eine eindeutige
Parteinahme zur Beibehaltung des
Namens Hindenburg. Es grenzt
schon an politische Scharlatanerie,
wenn Engels behauptet, dass er
"ohne eigene Meinung" nur den

Stand der Forschung wiedergege-
ben habe. Nach Auffassung des
Stadtarchivars ist die Rolle Hin-
denburgs keinesfalls "eindeutig als
schlecht" zu bewerten. Wer so mit
der Geschichte umgeht, der öffnet
dem Rechtsextremismus Tür und
Tor.

Ein Historiker sollte an Fakten in-
teressiert sein, solche interessieren
den Darmstädter Stadtarchivaren
aber nicht.

Nicht ein Wort findet sich in der
Engels-Broschüre über die verhän-
gnisvolle Rolle, die Hindenburg als
Chef der Obersten Heeresleitung
(OHL) im Ersten Weltkrieg spielte.
Er war zusammen mit Ludendorff

beteiligt, als am 9. Januar 1917 die
Eröffnung des uneingeschränkten
U-Boot-Krieges beschlossen wur-
de.
Dies führte am 5. April 1917 zum
Kriegseintritt der USA an der Seite
der Entente-Mächte.Erinnert sei
auch an die Frühjahrsoffensive
1918, als die deutsche Niederlage

schon greifbar war. Durch Hinden-
burgs Befehle wurden hunderttau-
sende Soldaten geopfert.
Zugleich phantasiert Hindenburg
davon, dass der Sieg, "den wir für
Deutschlands politische und wirt-
schaftliche Zukunft bedürfen, uns
nicht entrissen werden" kann.
(Schulthess´ Europäischer Ge-
schichtskalender, Jahrgang 1918
auf Seite 142). "Die Schlacht von
Tannenberg" wurde zu einer
Schlacht von Cannae umgefälscht,
um dem Volk eine Begeisterungs-
spritze für die Fortsetzung des
Krieges zu verabreichen (Hinden-
burg traf erst ein als die Schlacht
schon vorbereitet war und begon-
nen hatte). Vor diesen chauvinisti-

schen Karren ließ sich auch die
damalige Darmstädter Stadtverwal-
tung spannen als sie sich 1915 be-
reit erklärte eine Straße nach Hin-
denburg zu benennen.

Entgegen den Tatsachen wird be-
hauptet, dass Hindenburg loyal zur
Weimarer Republik gestanden ha-
be.

Bei der Abstimmung zum Ermäch-
tigungsgesetz seien die Abgeordne-
ten der KPD nicht mehr zugelassen
worden. Das ist eine ungeheuerli-
che Verharmlosung des vorange-
gangenen braunen Terrors, um
Hindenburg Absolution zu erteilen.
Es wird nichts dazu gesagt, dass

Hindenburg die Verordnung "Zum
Schutz von Volk und Staat"
(28.02.1933) und das Ermächti-
gungsgesetz unterschrieb und da-
mit die parlamentarische Demokra-
tie beseitigte.
Ohne auch nur den Versuch zu un-
ternehmen zu erläutern, wer Hin-
denburg drängte Hitler zum
Reichskanzler zu ernennen, wird
nur behauptet, dass er "sich dazu
bewegen" ließ. Es wird angedeutet,
dass er den Ratschlägen seiner po-
litischen Berater folgte, ohne dar-
auf einzugehen, dass diese fest in
der Hochfinanz und dem Junker-
tum verankert waren und dass ein
wesentlicher Berater sein eigener
Sohn war.
Es wird mit keinem Wort erwähnt,
dass am "Tag von Potsdam" Hitler
sich vor Hindenburg verneigte und
ihm damit öffentlich seinen Dank
ausdrückte.

Der eigentliche Skandal...........

aber ist das Verhalten des derzeiti-
gen Darmstädter Magistrates. Als
unsere Fraktion im Oktober 2006
in einem Brief an die Bewohne-
rinnen und Bewohner unsere Initi-
ative zur Umbenennung der Hin-
denburgstrasse begründete, ließ
der zuständige Dezernent im
"Darmstädter Echo" verkünden,
da würden einige "ihr Mütchen
kühlen". Eine zugesagte Informa-
tionsveranstaltung fand nicht
statt. O-Ton Feuchtinger: "Wir
wollen keinen Historikerstreit."
Die Vermutung liegt nahe, dass
der Magistrat ganz bewusst seinen
Stadtarchivar, inklusive der desin-
formierenden Broschüre losschick-
te, um sich dann hinter beiden zu
verstecken. Eins steht fest: So
kommt dieser Magistrat seiner po-
litischen Verantwortung nicht nach.
Der Magistrat lässt es weiter zu,
dass der Steigbügelhalter Hitlers
mit seinem Namen das Darmstäd-
ter Stadtbild verunziert.
Informationen auf unserer �
Internetseite:�
Brief an Bewohnerinnen und Be-
wohner der Hindenburgstrasse
Antwort auf ein Schreiben der wis-
senschaftlichen Buchgesellschaft

Umbenennung Hindenburgstrasse
Schwacher Magistrat - zu erwartendes Ergebnis
Rainer Keil

FORTSETZUNG
CE Strecke
fürs Auto erschlossen schien. Aber:
Ist es vorstellbar, dass Darmstädter
Lokalpolitiker über Egelsbach hinaus
denken ?
Wir meinen: Die auf 200 Millionen
Euro geschätzten Mehrkosten für den
so genannten "Bypass" zum Darm-
städter Hauptbahnhof sind zwar nicht
städtisches Geld, aber dennoch hin-
ausgeworfenes Geld. Zum einen
wird Umwelt unwiederbringlich
zerstört, zum anderen ganze Stadttei-
le mit Lärm überzogen. Wichtiger
wären Begleitprojekte zur ICE-Strec-
ke, die den Pendlern im Rhein-Main-
Gebiet zugute kommen.

FORTSETZUNG

Ausstellung
Leidensgefährten vorbehaltlos zu
informieren, heißt es jetzt,
"Grundlage" der Erinnerung habe
eine Ausstellung im Bahnmuseum
Nürnberg zu sein.
Was man dort unter Erinnerung
versteht, ist beschämend. In dem
Bahnmuseum wird das Schicksal
der Deportierten in einer Ausstel-
lungsecke von 18 Quadratmetern
abgehandelt.
Unsere Stadtverordnetenfraktion
hat beantragt diese Ausstellung
auch im Darmstädter Hauptbahn-
hof zu zeigen.Unser Antrag wurde

in der Sitzung des Ausschusses
Kultur und Wissenschaft in ge-
schäftsordnungsgemäße Behand-
lung an den Magistrat gegeben.
Dieser soll prüfen, "unter welchen
Voraussetzungen diese Ausstellung
hergeholt werden kann, welche
Kosten sie verursacht, was die DB
für einen Zeitplan hat. Gleichzeitig
bittet sie zu überlegen, ob es hier
auch spezielles Material für Darm-
stadt gibt und wie sie von den
Schulen begleitet werden kann."

Mit zahlreichen Zwangsmaßnah-
men, gewaltsamen Räumungen
durch Bahn- und Polizeikräfte so-
wie mit Aufenthalts- und Redever-

boten auf Bahnhöfen reagierte die
Konzernleitung der Bahn AG am
Auschwitz-Gedenktag im Januar
auf die bundesweiten Informati-
onsveranstaltungen über das De-
portationsschicksal von 3 Millio-
nen NS-Opfern. In Würzburg
konnte der dortige Vorsitzende der
jüdischen Gemeinde seinen Rede-
beitrag nicht halten.
Wir meinen das angesichts dieser
Entwicklung schnell gehandelt
werden muss.

WEITERE INFOS
im Internet unter:

www.verfassungsklage-bildung.de
www.fuer/solidaritaet/undfreie/bildung.de

FORTSETZUNG
Verfassungsklage
die erforderliche Zahl von 43.308
zu erreichen. Deshalb bittet unsere
Fraktion Sie, liebe Bürgerinnen und
Bürger, den Weg zum Einwohner-
meldeamt zu finden und dort den
Protest mit ihrer Unterschrift zu
bekunden. Damit auch für künftige

Generationen der uneingeschränk-
te Zugang zu Studienplätzen si-
chergestellt ist.
Über den aktuellen Stand der ge-
leisteten Unterschriften können Sie
sich unter www.verfassungsklage-
bildung.de informieren.

FORTSETZUNG
Hartz
GEZ laut Bundesagentur für Arbeit
circa 700 Millionen Euro bei Men-
schen ab, die sich dies eigentlich nicht
leisten können und dies gesetzlich
auch nicht leisten müssten. Momentan
streiten sich die Bundesagentur und
die GEZ über die Möglichkeit einer
vereinfachten Gebührenbefreiung.
Ein absehbares Ende dieser Auseinan-
dersetzung ist zur Zeit nicht in Sicht.
Aber wo die Quelle fröhlich sprudelt,
da lassen die Gebühreneinzugsspe-
zialisten der GEZ nicht locker (denn
der teure Kauf der Übertragungsrech-
te für die nächste Fußball-WM muss
ja gegenfinanziert werden).

Weitere Informationen über die Initiative "11.000 Kinder"

www.german-foreign-policy.com
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